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Kurzarbeitergeld (Kug) und US-Zölle 
 

1    Ausgangslage 
• Auf alle Importe der USA trat ab 05.04.2025 ein neuer Basiszoll von zehn Prozent in 

Kraft. Der Basiszollsatz wird zusätzlich auf bisher bestehende Zölle erhoben. Auf alle 
Importe aus der EU erheben die USA ab dem 09.04.2025 einen Zollsatz von 20 Prozent 
anstelle des Basiszolls von zehn Prozent. Für bestimmte Güter werden spezielle 
Zollsätze erhoben, die für alle Länder gelten (z.B. 25 Prozent auf Pkw sowie auf 
„wichtige“ Autoteile“). 

• Aufgrund der möglichen Auswirkungen dieser Zölle auf die deutsche Wirtschaft wurde 
geprüft, ob und unter welchen Voraussetzungen Kug gezahlt werden kann. 

 

2    Anspruchsvoraussetzungen Kug 
• Es gelten für die Beurteilung des Anspruchs auf Kug die regulären Anspruchsvo-

raussetzungen für einen erheblichen Arbeitsausfall i.S.d. § 96 Abs. 1 SGB III 
(wirtschaftliche Gründe oder unabwendbares Ereignis, Unvermeidbarkeit, vo-
rübergehende Natur, Mindesterfordernisse). Ob Kug gezahlt werden kann, muss im 
Einzelfall auf Basis des konkreten Sachverhalts geprüft werden. Eine Grund-
satzentscheidung im Zusammenhang mit den US-Zöllen ist daher nicht möglich 

 
 

3    Rechtliche Bewertung zum Anspruch auf Kug 
• Als wirtschaftliche Gründe kommen grundsätzlich nur solche Ursachen des Arbeits-

ausfalls in Betracht, die von außen auf den einzelnen Betrieb einwirken und auf deren 
Eintritt der Betrieb bzw. die für ihn verantwortlich Handelnden keinen Einfluss haben. 
Auftrags-/Nachfragerückgänge in Folge der Auswirkungen der durch die USA 
verhängten Zölle für EU-Importe können einen von außen einwirkendem wirtschaftlichem 
Grunde im Sinne des Kug darstellen. 

• Damit ein Anspruch auf Kug entstehen kann, muss der Arbeitsausfall zudem vo-
rübergehend sein. Ein vorübergehender Arbeitsausfall liegt nur dann vor, wenn sich aus 
den Gesamtumständen des Einzelfalls ergibt, dass mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit (diese orientiert sich an der Bezugsdauer für das 
Kug) wieder mit dem Übergang zur Vollarbeit zu rechnen ist. Bei einem durch einen 
solchen Nachfragerückgang bedingten Arbeitsausfall muss daher insbesondere die 
vorübergehende Natur vom Betrieb im Einzelfall glaubhaft dargelegt werden. Es muss 
also dargestellt werden, was zur Wiederaufnahme der Vollarbeit aktiv unternommen wird 
bzw. zu unternehmen geplant ist (z.B. neue Preispolitik, Erschließen neuer Märkte, 
Portfolio erweitern, Akquise neuer Lieferungen). Ein Zuwarten des Betriebes auf einen 
möglichen Wegfall der US-Zölle genügt nicht. 

 
Fazit:  
Auftrags-/Nachfragerückgänge aufgrund der US-Zölle und der damit verbundene Arbeitsausfall 
können einen Anspruch auf Kug auslösen, wenn der Arbeitsausfall vom Betrieb aktiv innerhalb 
der Bezugsdauer für das Kug mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit behoben werden kann. 
 
Zudem wurde ein FAQ-Beitrag im Internet unter Informationen für Unternehmen zum 
Kurzarbeitergeld unter dem Unterpunkt „US-Zölle“ eingestellt. 

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeldformen/kurzarbeitergeld-anzeige-antrag-berechnung/informationen-fuer-unternehmen-zum-kurzarbeitergeld

